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Die Zukunft der Entwicklungsfinanzierung ist ein zent-
rales Thema in den Diskussionen über eine neue globale 
Nachhaltigkeitsagenda für die Zeit nach 2015. Die Verein-
ten Nationen hatten einen speziellen Expertenausschuss 
(Intergovernmental Committee of Experts on Sustainable 
Development Financing, ICESDF) eingesetzt, der im August 
2014 seinen Bericht zur Finanzierung nachhaltiger Ent-
wicklung vorlegte. Dr. Norbert Kloppenburg, Mitglied des 
Vorstands der KfW, war von der deutschen Regierung als 
Experte in diesen Ausschuss entsandt worden. 

Auch in den Verhandlungen über universelle Nachhaltig-
keitsziele (Sustainable Development Goals, SDGs) spielen 
Finanzierungsfragen eine wichtige Rolle. In der UN-Ge-
neralversammlung diskutierte eine Offene Arbeitsgrup-
pe (Open Working Group, OWG) nicht nur Vorschläge für 
künftige SDGs sondern auch die Mittel zu ihrer Umset-
zung. Der Bericht der Offenen Arbeitsgruppe enthält ne-
ben einem Katalog von Entwicklungszielen auch zahlrei-
che Umsetzungs- und Finanzierungsziele. Dieser Bericht 
wurde im Juli 2014 veröffentlicht.

Schließlich begannen im September 2014 die Vorbereitun-
gen für die dritte UN-Konferenz über Entwicklungsfinan-
zierung (Financing for Development, FfD). Sie wird vom 
13. bis 16. Juli 2015 in Addis Abeba stattfinden. Auf ih-
rer Agenda steht eine breite Themenpalette, von der Mo-
bilisierung heimischer Ressourcen und öffentlicher Ent-
wicklungsfinanzierung, über Handel, Investitionen und 
innovative Finanzierungsinstrumente, bis hin zu den soge-
nannten systemischen Fragen, die die Funktionsweise des 
Weltfinanzsystems betreffen. 

Aus diesen aktuellen Anlässen sollte bei dem Fachgespräch 
am 19. September 2014 in Berlin eine Bestandsaufnahme 
der verschiedenen Prozesse, der dort diskutierten Themen 
und der wünschenswerten bzw. zu erwartenden Ergebnis-
se vorgenommen werden. Der folgende Kurzbericht fasst 
einige der bei dem Fachgespräch diskutierten Thesen und 
formulierten Schlussfolgerungen zusammen. Der Anhang 
enthält ergänzende Hintergrundmaterialien.

Kurzbericht

1. Der Bericht des Intergovernmental Committee of Experts on Sustainable 
Development Financing
Den Auftakt der Veranstaltung machte Sebastian Hach, 
Manager bei der KfW und Mitarbeiter von Dr. Norbert 
Kloppenburg. Er präsentierte den Bericht des Experten-
komitees. Neben einer umfassenden Darstellung des Ver-
handlungsprozesses und des ICESDF-Berichts hob Hach 
sechs Kernaussagen hervor: 

(1) Das Rahmenwerk für die Finanzierung nachhaltiger 
Entwicklung müsse holistisch gestaltet werden, d.h. alle 
Finanzierungsflüsse berücksichtigen. Insbesondere die 
Potenziale privater Mittel sollten berücksichtigt werden. 
Dabei sei wichtig, alle Dimensionen nachhaltiger Entwick-
lung und deren Interdependenzen in der Finanzierungs-
strategie zu berücksichtigen. 

(2) Effektive Institutionen und Politiken, gute Regierungs-
führung, inklusive und partizipatorische Prozesse sowie 
effiziente Nutzung der Ressourcen seien notwendig für 
eine nachhaltige Entwicklung. 

(3) Nationale und internationale Ebenen müssten koope-
rieren. Dabei sollten jedoch nationale Ownership und auf 
nationaler Ebene generierte Ressourcen im Fokus stehen.

(4) Es sei auch notwendig, alle internationalen öffentli-
chen Mittel, wie die Mittel der öffentlichen Entwicklungs-
zusammenarbeit (official development assistance, ODA), 
der Klimafinanzierung und Süd-Süd-Kooperationen zu nut-
zen und dort einzubringen, wo die Bedarfe am größten 
seien (z.B. bei globalen öffentlichen Gütern). 

(5) Globale Institutionen müssten gestärkt werden, um 
eine effektive Umsetzung der nationalen Entwicklungs-
strategien zu gewährleisten. 

(6) Es sei wichtig, ein harmonisiertes Monitoring und Re-
chenschaftspflichten bzgl. der verschiedenen Finanzflüsse 
zu gewährleisten. Hierfür müssten nationale Fähigkeiten 
und Kapazitäten gestärkt werden.

Schließlich betonte Hach, dass der Prozess zur Erarbeitung 
von Finanzierungsoptionen für nachhaltige Entwicklung 
noch nicht abgeschlossen sei und sich mit anderen Prozes-
sen wie der ODA-Reform oder der Klimafinanzierung über-
schneide. Der Bericht des Expertenkomitees sei ein erster 
Schritt in den zwischenstaatlichen Verhandlungen. Er bie-
te einen strategischen Leitfaden der Prinzipien, die in den 
weiteren Verhandlungen beachtet werden müssten sowie 
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verschiedene Politikoptionen. Die Ergebnisse der Debatte 
um Entwicklungsfinanzierung sollten auch in andere Pro-
zesse eingebracht werden.

Eva Hanfstängl, Referentin für Entwicklungsfinanzierung 
und Finanzpolitik bei Brot für die Welt, zeigte sich positiv 
überrascht über den Bericht. Er leiste eine gute Bestands-
aufnahme derzeitiger Instrumente der Entwicklungsfinan-
zierung. Allerdings könnten seine wenigen konkreten Poli-
tikempfehlungen nur relevant werden, wenn sie in einem 
politischen Prozess, wie dem FfD-Prozess und der dazu 
gehörigen Konferenz in Addis Abeba angenommen wür-
den. Allerdings erscheine ihr der Vorbereitungsprozess zu 
dieser Konferenz als zu kurz. Vermutlich würden sich die 
Regierungen in Addis Abeba überwiegend auf Beschlüsse 
über das weitere Vorgehen, nicht aber auf konkrete Ver-
pflichtungen einigen können. 

Als positiv bewertete Hanfstängl weiter, dass progressive 
Besteuerung, Mehrwertsteuerbefreiungen im Bereich der 
Grundbedürfnissicherung, Korruptionsbekämpfung und 
der Abbau von Subventionen für fossile Energien in dem 
Bericht des Expertenkomitees als notwendig bezeichnet 
würden. Zu kritisieren sei, dass zwar auf die ILO-Kernar-
beitsnormen und andere Standards verwiesen werde, ein 
Verweis auf Standards für Wirtschaftsunternehmen, wie 
die UN Guiding Principles on Business and Human Rights, 
aber fehlte. 

Des Weiteren werde auf die Bekämpfung von Steuerflucht 
und Steuervermeidung hingewiesen, ohne aber konkrete 
Empfehlungen zu deren Bekämpfung zu machen, wie zum 
Beispiel durch eine Reform der internationalen Steuerko-
operation. Für weitere Kritik verwies Eva Hanfstängl auch 
auf die Statements großer zivilgesellschaftlicher Netzwer-
ke wie CONCORD, ACT Alliance und Eurodad (siehe An-
hang).

Bodo Ellmers, Policy and Advocacy Manager von Eurodad, 
einem internationalen NRO-Netzwerk, das mehrfach In-
puts in den ICESDF-Prozess gegeben hatte, äußerte haupt-
sächlich Enttäuschung über den Bericht: er sei zu vage 
formuliert; weder konkrete zeitliche Zielvorgaben noch 
Indikatoren der Zielerreichung seien erwähnt; besonders 
visionäre Ideen, wie global koordinierte Mindeststeuersät-
ze oder die Aufwertung des UN Committee on Internatio-
nal Cooperation in Tax Matters, die in einer früheren Versi-
on des Berichts enthalten waren, seien am Ende gelöscht 
worden. Geblieben sei nur die wachsweiche Formulierung, 
dass Steuerfragen in einem größeren internationalen Kon-
text diskutiert werden müssten. Ein weiterer Kritikpunkt 
sei, dass die Regulierung privater Finanzierungsvorhaben 
nur zum Teil angesprochen sei. So sei der Ansatz gefähr-
lich, Finanzierungsmodalitäten anhand von Renditeerwar-
tungen zu gestalten. Nicht rentable Bereiche aus öffent-
lichen Mitteln und rentable Sektoren mit privatem Geld 

zu finanzieren könne zum Aufbau einer Zweiklassen-Infra-
struktur führen, die Arme vom Zugang ausschließe.

Wichtige Aspekte zu Verschuldung seien ebenfalls aus 
dem Abschlussbericht gefallen (z.B. der Vorschlag, den po-
litischen Prozess hin zu einem Staateninsolvenzverfahren 
einzuleiten). Verwundert zeigte sich Ellmers über die pro-
minente Rolle privater Finanzierungsquellen und insbeson-
dere des Finanzierungsinstruments „Blending“ (eine Kom-
bination von Kapitalmarkt-Darlehen und Zuschüssen). Als 
positive Aspekte des Berichts nannte Ellmers die kritische 
Betrachtung öffentlich-privater Partnerschaften (PPPs) und 
die Hinweise auf die Notwendigkeit, die Kapitalmärkte 
besser zu kontrollieren und ausländische Direktinvestitio-
nen zu regulieren.

Beide Kommentator/innen betonten, dass der Bericht im 
Vergleich zu vorherigen ähnlichen Berichten wie dem Be-
richt des Zedillo-Panels von 20011 und dem Bericht der 
Stiglitz-Kommission von 20092 wenig ambitioniert und vi-
sionär sei. Politikempfehlungen seien so formuliert wor-
den, dass ihre politische Umsetzbarkeit wahrscheinlich sei. 
Ein Expertenbericht hätte aber benennen sollen, was in 
Anbetracht der neuen Herausforderungen an die Entwick-
lungsfinanzierung nötig sei, und die Frage der politischen 
Realisierbarkeit den anstehenden politischen Verhand-
lungen überlassen sollen. Grundsätzliche Fragen globaler 
Strukturpolitik, wie z. B. die Regulierung internationaler 
Finanzmärkte und des internationalen Handels würden in 
dem Bericht entweder ganz außer Acht gelassen oder nur 
in ihren Problematiken aufgezeigt, ohne konkrete Politik-
maßnahmen vorzuschlagen.

In der Plenumsdiskussion wurden besonders zwei Themen 
diskutiert: das Ambitionsniveau des Expertenberichts und 
die Rolle privater Finanzquellen. Verschiedene Teilnehmer/
innen bekräftigten, dass der Bericht wenig ambitioniert 
erscheine. Strukturfragen würden kaum behandelt und 
neue, konkrete Zielvorgaben und politische Verpflichtun-
gen (vor allem für den globalen Norden) fehlten. Erklärt 
wurde das niedrige Ambitionsniveau mit der Zusammen-
setzung des „Expertenkomitees“, dem tatsächlich nicht 
nur unabhängige Expert/innen angehört hätten. Bei den 
Treffen des Komitees habe es sich eher um eine Mischung 
aus einer Expertenrunde und einem politischen Konsens-
prozess zwischen nationalen diplomatischen Vertreter/in-
nen gehandelt. Es seien keine quantitativen Zielvorgaben 
für die Entwicklungsfinanzierung gemacht worden, da es 
keine genauen Zahlen zu den tatsächlichen Bedarfen der 
einzelnen Länder gebe.

Das zweite Thema über das ausführlicher debattiert wur-
de, behandelte das im Bericht erwähnte Finanzierungsins-

1 UN Doc. A/55/1000.

2 www.un.org/ga/econcrisissummit/docs/FinalReport_CoE.pdf

http://www.un.org/ga/econcrisissummit/docs/FinalReport_CoE.pdf
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trument „Blending“. Dieses und andere öffentlich-private 
Finanzierungsinstrumente, wie PPPs, spielen eine promi-
nente Rolle im ICESDF-Bericht. Diese Mischfinanzierungs-
instrumente werden von einigen Geberländern in der Ent-
wicklungszusammenarbeit zunehmend eingesetzt und 
sollen zusätzliche private Mittel für öffentliche Anliegen 
anziehen. 

In wieweit solche Finanzierungsinstrumente tatsächlich 
zu einer nachhaltigen Entwicklung beitragen können, und 
wer am Ende davon profitiert ist allerdings unklar. Schließ-
lich erwarten Unternehmen, die sich an solchen Investi-
tionsvorhaben beteiligen, auch Anlagerenditen aus der 
Investition. Dies hat zur Folge, dass Investitionen nicht 
notwendigerweise dort getätigt werden, wo sie am nö-
tigsten gebraucht werden, sondern dort, wo sie am pro-
fitabelsten sind. 

Es wird befürchtet, dass die durch „Blending“ finanzierten 
Investitionsvorhaben einer öffentlichen Überprüfung mit 

der Begründung des Schutzes von Geschäftsgeheimnissen 
nicht zugänglich gemacht würden. Die Kreditkomponen-
te von „Blending“ birgt für Entwicklungsländer außerdem 
die Gefahr zusätzlicher Verschuldung. Außerdem wird be-
fürchtet, dass durch „Blending“ Unternehmen einen grö-
ßeren Einfluss auf die Verwendung öffentlicher Mittel ge-
winnen (siehe auch Romero (2013)). 

Des Weiteren wurden Fragen zu den Verhandlungen selbst 
erörtert. Dabei ging es u.a. darum, inwieweit OECD und 
Privatwirtschaft im Prozess involviert waren und ob sich 
unter den Beteiligten in den Debatten typische Fronten 
(z.B. Nord-Süd) gebildet hätten. Letzteres sei weniger als 
in anderen Prozessen der Fall gewesen. Weitere Themen 
wie innovative Finanzierungsinstrumente, insbesonde-
re die Finanztransaktionssteuer sowie Fragen der Global 
Governance wurden ebenfalls kurz angesprochen.

2. Der Parallelprozess: Der Bericht der Offenen Arbeitsgruppe der UN-
Generalversammlung zu den SDGs und die „Mittel zur Umsetzung“
Niels Breyer, Referatsleiter in der Sondereinheit „Nach-
haltige Entwicklungsziele“ im BMZ, bewertete die vor-
geschlagene SDG-Liste der Offenen Arbeitsgruppe. Allge-
mein sehe er die vorgeschlagene SDG-Liste als ein sehr 
gutes, ausbalanciertes und anspruchsvolles Kompromiss-
paket, bei dem sich die Frage stelle, ob man es nochmals 
zur Diskussion öffnen sollte. Ein solches Vorgehen berge 
nach einhelliger Meinung der Bundesregierung sowie von 
Mehrheiten in der EU und der G77 die Gefahr einer Ver-
schlechterung des Zielkatalogs. Der jetzige Zielkatalog 
verbinde die drei Dimensionen nachhaltiger Entwicklung 
und entwickle sie weiter. Die Aspekte der MDGs, die noch 
nicht erreicht wurden, seien in der Agenda wieder aufge-
griffen worden, aber auch neue Herausforderungen wür-
den in dem Zielkatalog adressiert. 

Zwei zentrale Verhandlungsziele Deutschlands, die Univer-
salität der Ziele sowie der Gedanke einer neuen globalen 
Partnerschaft einschließlich robuster Überprüfungsmecha-
nismen seien im Bericht verankert. Weitere für das BMZ 
wichtige Themen, wie menschenwürdige Arbeit und Be-
schäftigungsförderung, Gleichstellung der Geschlechter, 
nachhaltige Produktions- und Konsummuster, Klimaschutz 
und erneuerbare Energien, sexuelle und reproduktive Ge-
sundheit, Frieden und Sicherheit, sowie Informationszu-
gang seien in der Liste enthalten. 

Es gebe aber auch einige Kritikpunkte. So seien das The-
ma gute Regierungsführung (good governance) nicht ex-
plizit und die Persönlichkeits- und Freiheitsrechte nur kur-

sorisch erwähnt. Zudem seien nicht alle Formulierungen 
hinsichtlich des Ziels zu Geschlechtergleichstellung und 
sexueller und reproduktiver Gesundheit (vor allem in Form 
von Rechten) zufriedenstellend. Außerdem fehlten feste 
Prozentzahlen zum Ausbau erneuerbarer Energien. 

Zusammenfassend sagte Breyer, dass die Passagen, die 
sich mit den Mitteln zur Umsetzung der Ziele (means of 
implementation, MoI) befassen, ausgewogen seien und 
mehr als nur finanzielle Mittel erwähnten; ihre dennoch 
offensichtlichen Schwächen seien auf das Konsensprin-
zip bei der Formulierung zurückzuführen. Die Konferenz 
in Addis Abeba sei besonders wichtig, um die Aussagen 
der OWG zu den MoI und des Expertenkomitees zusam-
menzuführen. Gelinge dies nicht, sei der Post 2015-Gipfel 
im Herbst 2015 von vornherein belastet. In den weiteren 
Verhandlungen müssten nun Deutschland, die EU und die 
Schwellenländer glaubwürdige Angebote machen, damit 
am Ende ein fairer Deal zustande komme.

Sascha Gabizon, Executive Director von Women in Europe 
for a Common Future (WECF), bewertete den Bericht der 
Offenen Arbeitsgruppe als insgesamt positiv. Der Prozess 
sei inklusiv gewesen und es habe umfassende Möglichkei-
ten für die Zivilgesellschaft gegeben, sich zu beteiligen. Es 
sei zu beobachten gewesen, dass die Offene Arbeitsgrup-
pe in ihren Diskussionen meist nicht entlang der typischen 
politischen Konfliktlinien organisiert gewesen sei und sich 
interessante Verhandlungskonstellationen gebildet hät-
ten. Positiv zu bewerten sei zum Beispiel das eigenstän-
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dige Ziel zur Reduzierung von Ungleichheit innerhalb und 
zwischen Ländern.

Teilweise jedoch habe es alte Blockbildungen gegeben, 
wie zum Beispiel die „unheilige Allianz“ (der Vatikan ge-
meinsam mit religiös-konservativen Regierungen aus aller 
Welt) gegen Ziele zu sexueller und reproduktiver Gesund-
heit und entsprechenden Rechten. Die nun vorgelegten 
Ziele seien Ausdruck des kleinsten gemeinsamen Nenners. 
Jedoch hätte ein besseres Ergebnis kaum erzielt werden 
können.

Gabizon äußerte einige Kritikpunkte an dem Bericht. So 
hätte das Prinzip der gemeinsamen, aber unterschiedlichen 
Verantwortlichkeiten mehr hervorgehoben werden müs-
sen. Verbindliche Transparenz- und Rechenschaftspflichten 
und insbesondere für Unternehmen hätten in dem Bericht 
gefordert werden müssen. Partnerschaften mit der Privat-
wirtschaft würden dagegen überbetont. Insgesamt hätten 
für die 17 Ziele konkretere und spezifischere Unterziele 
und Umsetzungsmechanismen formuliert werden müssen. 
So sei z.B. Ziel 17 zu einer neuen globalen Partnerschaft 
zu vage formuliert. Themen wie die Bekämpfung illega-
ler Finanzflüsse oder eine globale soziale Grundsicherung 
(social protection floor) würden nur allgemein, innovati-
ve Finanzierungsinstrumente wie die Finanztransaktions-
steuer überhaupt nicht erwähnt. Ebenso seien die Reform 
globaler Handelsregeln und die Finanzmarktregulierung zu 
wenig adressiert.

In der anschließenden Diskussion wurden insbesondere 
Fragen zum bisherigen und zum zukünftigen Verhand-
lungsprozess diskutiert. Es sei tatsächlich eher unwahr-
scheinlich, dass der Bericht der Open Working Group in 
seiner jetzigen Form als Zielkatalog im Jahr 2015 verab-
schiedet werde. Der Bericht diene nun dem UN-General-
sekretär als Grundlage für seinen Synthesebericht, der bis 
Ende 2014 vorgelegt werden soll. Dieser Synthesebericht 
komplettiert eine ganze Reihe von Dokumenten, die die 
Grundlage für die Regierungsverhandlungen ab Januar 
2015 bilden werden. Welche Rolle die einzelnen Berich-
te für die Verhandlungen spielen werden, ist dabei nur 
schwer zu beurteilen. Die Länder könnten in den zukünfti-
gen Verhandlungen einzelne Grundlagendokumente igno-
rieren oder aber sich nochmals auf sie berufen. Die EU (mit 
Ausnahme des Vereinigten Königreichs) sehe das aktuelle 
Dokument der Open Working Group als geeigneten Kom-
promiss an und habe kein Interesse daran geäußert, es 
nochmals zu öffnen. Eine erneute Diskussion um die Zie-
le – so befürchten die meisten Teilnehmer/innen – könnte 
dazu missbraucht werden, umstrittene Ziele zu verwäs-
sern. Der Konsens über die SDGs in der vorliegenden Form 
sei sehr fragil.

3. Erwartungen an die dritte UN-Konferenz zur Entwicklungsfinanzierung (FfD) 
und Verhältnis zum Post-2015 Prozess
Stephan Ohme, Leiter des Referats Entwicklungsfinan-
zierung im BMZ, betonte den Vorbereitungsprozess der 
dritten FfD-Konferenz in Addis Abeba im Juli 2015. Wenn 
auch Hauptthema der Konferenz die MoI zur Umsetzung 
der SDGs seien, werde man – da letztere bis zu diesem 
Zeitpunkt noch nicht feststünden – sich auf ein System 
und Vorgaben der Mobilisierung von Ressourcen auch 
über ODA hinaus konzentrieren. Die nationale Eigenver-
antwortung von Entwicklungsländern und damit auch ihre 
Ressourcen seien Ausgangsbasis der Betrachtung. Diese 
müssten ergänzt werden durch internationale private und 
öffentliche Mittel. 

Internationale Unterstützung müsse sicherlich die bedürf-
tigsten Länder in den Fokus nehmen, hier hochkonzessio-
när Mittel vergeben, jedoch auch differenzieren. Zudem sei 
ODA auch für die Finanzierung Globaler Öffentlicher Güter 
von Nöten (im Kontext der o.a. Ressourcen). Die dritte FfD-
Konferenz müsse entsprechend den Intermediären (Regie-
rungen, private Akteure, internationale Organisationen, 

etc.) die entsprechende Rolle für eine Mobilisierung von 
Ressourcen zuweisen, gekoppelt mit den erforderlichen 
politischen Rahmenbedingungen. 

Ohme stellte fest, dass sich der jetzige Vorbereitungspro-
zess aufgrund dieser neuen Themenstellung von den vor-
herigen (Doha und Monterrey) unterscheide. Zwar gehe es 
immer noch um Entwicklungsfinanzierung, allerdings im 
Kontext einer breiteren Nachhaltigkeitsdebatte. Aktuell 
stünde die Bereitstellung heimischer Ressourcen im Fo-
kus der Debatte, bspw. durch die Bekämpfung von Steu-
ervermeidung transnationaler Unternehmen, die Schlie-
ßung von Steuerparadiesen oder die Erschließung privater 
Finanzierungsquellen. Daneben gehe es aber auch um 
nicht-monetäre Umsetzungsmechanismen für die Nach-
haltigkeitsagenda, wie gute Regierungsführung oder 
strukturelle Fragen. 

All diese Diskussionen würden verkompliziert durch die 
gleichzeitig ablaufenden Verhandlungsprozesse im Jahr 
2015 (G7, G20, Post-2015, COP21). Eine wesentliche He-
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rausforderung bestünde laut Ohme in der dringend not-
wendigen Überwindung von Gruppenbildungen entlang 
der klassischen Nord-Süd-Dichotomie. Die Notwenigkeit 
dafür ergebe sich allein schon aus dem zu diskutierenden 
Finanzvolumen. Der Bericht des ICESDF bildete einen ers-
ten Aufschlag, um dazu Vorschläge zu erarbeiten. Insge-
samt sei das Thema so universell und in seinen potentiel-
len Effekten so umfassend, dass noch viele grundsätzliche 
Fragen zu klären seien: Wie können die unterschiedlichen 
Interessen der verschiedenen Akteure integriert werden? 
Wie können die (evtl. noch nicht im Konsens erarbeiteten) 
SDGs implementiert werden? Welche finanziellen Anforde-
rungen kommen auf Deutschland zu? Welche Regulierun-
gen und Gesetze bedürfen der Überarbeitung? Wie gestal-
tet sich auf Grund dessen die Anrechenbarkeit öffentlicher 
Ausgaben als ODA?

Dr. Klaus Schilder, Referent für Wirtschaft und Entwick-
lung/Asien/Entwicklungsfinanzierung bei MISEREOR, 
schloss sich der Kritik einiger Vorredner/innen an, dass die 
Ergebnisse des ICESDF wenig transformatorisches Poten-
tial aufweisen würden. Im weiteren Verlauf der Verhand-
lungen gelte es nun, Leerstellen des Berichts zu identifi-
zieren und die Absichtserklärungen mit politischem Leben 
zu füllen. Die Herausforderung sei, dass es nicht mehr nur 
um Entwicklungsfinanzierung im engeren Sinne, sondern 
um die Finanzierung nachhaltiger Entwicklung gehe. Da-
bei drehten sich die Diskussionen nicht nur um finanzielle 
Unterstützung, sondern auch um strukturelle Reformmaß-
nahmen des Wirtschafts- und Finanzsystems. Die Implika-
tionen eines solchen universellen Anspruchs für Deutsch-
land seien seiner Meinung nach der Bundesregierung 
noch nicht bewusst. Schilder argumentierte weiter, dass 
die FfD-Konferenz in Addis Abeba in ihrem thematischen 
Umfang und in ihrem Ambitionsniveau deutlich über Er-
gebnisse des ICESDF hinausgehen müsse, um Fortschritte 
zu erzielen und Vertrauen bei den Entwicklungsländern zu 
schaffen. So seien weiterführende Reformmaßnahmen in 
den Bereichen internationale Steuerkooperation, faire Be-
steuerung transnationaler Unternehmen und progressive 
Steuersysteme notwendig. Außerdem müsse über die ent-
wicklungspolitische Bedeutung und eine mögliche Neube-

wertung der ODA diskutiert werden. Die Effekte der He-
belung privater Mittel müsse aus entwicklungspolitischer 
Sicht kritisch hinterfragt und neue zusätzliche Finanzinst-
rumente wie die Finanztransaktionssteuer und CO2-Steu-
ern mit dem Ziel ihrer Einführung global diskutiert werden. 
Eine wichtige grundsätzliche Frage stelle sich in Bezug auf 
die Verbindlichkeit der unterschiedlichen Verantwortlich-
keiten. Die sehr kurze Vorbereitungszeit mache es aber 
auch für zivilgesellschaftliche Organisationen schwierig, 
sich mit allen diesen Fragen auseinanderzusetzen und ge-
meinsame Positionen zu entwickeln. Außerdem seien die 
Zugangsmöglichkeiten für zivilgesellschaftliche Vertreter/
innen in der Vorbereitungsphase und während der FfD-
Konferenz selbst noch nicht hinreichend geklärt.

In der Plenumsdiskussion wurde betont, dass es notwen-
dig sei, die Ziele politisch verbindlich und messbar zu ma-
chen. Es sei wichtig, dass Deutschland und auch die EU 
hier eine politische Vorreiterrolle einnehmen. Dies könne 
Deutschland bereits beim nächsten G7-Gipfel tun, der un-
ter deutscher Präsidentschaft stehe. Die Teilnehmer/innen 
nannten verschiedene Themen, in denen Deutschland eine 
solche Vorreiterrolle einnehmen könne: die Etablierung ei-
ner internationalen Steuerorganisation, die Regulierung 
privater Finanzressourcen auf internationaler Ebene, mehr 
technische Zusammenarbeit, Bekämpfung illegaler Finanz-
flüsse und von Steuervermeidung. Es müsse beachtet wer-
den, dass es in den Verhandlungen der Konferenz in Addis 
Abeba nicht nur um ODA oder private Finanzflüsse gehe, 
sondern auch um strukturelle Fragen. Desweiteren wurde 
seitens der Teilnehmer/innen betont, dass eine transfor-
matorische Entwicklung nicht nur mit Anpassungskosten, 
sondern auch mit Anpassungsgewinnen, monetärer und 
nicht-monetärer Art, einhergehen werde. Wenn externa-
lisierte Kosten wieder an die Verursacher zurückgegeben 
würden, könne dies eine enorme Entlastung öffentlicher 
Haushalte zur Folge haben. Außerdem wären die Kosten 
des Nichtstuns größer als die Kosten des Handelns; die 
Kosten des Nichtstuns müssten zudem zu großen Teilen 
nicht von den Verursachern sondern von den Ärmsten ge-
schultert werden.
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1. Programm des Fachgesprächs

Anhang

Fachgespräch 

Schritte zu einer globalen Finanzierungsstrategie für nachhaltige Entwicklung 
Berlin, 19. September 2014, 09.30-16.30 Uhr

Programm 
 

09.30 Ankunft, Begrüßungskaffee 
10.00 Begrüßung und Einführung 
 Jens Martens, Geschäftsführer des Global Policy Forum 
10.15 Der Bericht des Intergovernmental Committee of Experts on Sustainable Development 

Financing 
Moderation: Wolfgang Obenland, Global Policy Forum  

10.15 Präsentation des Berichts des Intergovernmental Committee of Experts on Sustainable Development 
Financing 

 Sebastian Hach, Manager, KfW Entwicklungsbank 
10.45 Kommentare zum Bericht des ICESDF 
 Eva Hanfstängl, Referentin für Entwicklungsfinanzierung und Finanzpolitik, Brot für die Welt 

Bodo Ellmers, Policy and Advocacy Manager von Eurodad 
11.15 Plenumsdiskussion 
12.15 Mittagsimbiss 
13.00 Der Parallelprozess: Der Report der Offenen Arbeitsgruppe der UN-Generalversammlung zu 

den SDGs und die „Mittel zur Umsetzung“ 
Moderation: Dr. Klaus Schilder, MISEREOR 

13.00 Die vorgeschlagene SDG-Liste der Offenen Arbeitsgruppe aus Finanzierungsperspektive 
 Niels Breyer, Referatsleiter in der Sondereinheit „Nachhaltige Entwicklungsziele“, BMZ 

Sascha Gabizon, Executive Director, Women in Europe for a Common Future (WECF) 
13.30 Plenumsdiskussion 
14.30 Pause 
15.00 Erwartungen an die dritte UN-Konferenz zur Entwicklungsfinanzierung (FfD) und Verhältnis 

zum Post-2015 Prozess 
Moderation: Jens Martens, Global Policy Forum  

15.00 In welchen Themenbereichen kann die FfD-Konferenz Fortschritte bringen? In welcher Beziehung 
stehen FfD- und Post-2015-Prozess? 

 Stephan Ohme, Leiter des Referats Entwicklungsfinanzierung, BMZ 
Dr. Klaus Schilder, Referent Wirtschaft und Entwicklung/Asien/Entwicklungsfinanzierung, MISEREOR 

15.30 Plenumsdiskussion 
16.30 Ende des Fachgesprächs 
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2. Präsentation des ICESDF-Berichts von Sebastian Hach

Bank aus Verantwortung 

Fachgespräch: Schritte zu einer globalen 
Finanzierungsstrategie für nachhaltige Entwicklung 

Berlin, 19. September 2014 

Sebastian Hach 

The Report of the Intergovernmental Committee of 
Experts on Sustainable Development Financing 

1 Overall setting of the expert committee 

2 The global context and sustainable development financing needs 

3 Key messages on a sustainable development financing strategy 

4 Summary and outlook 

Agenda
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Overall setting of the expert committee (1/2) 

› Intergovernmental process under the auspices of the UN General Assembly in the 
follow-up to the Rio+20 Conference on Sustainable Development 

› Members: 30 members and 9 Alternates from the five regional groups of the UN 

› Mandate from Rio+20:

3

„A report proposing options on an effective sustainable development 
financing strategy to facilitate the mobilization of resources and their 
effective use in achieving sustainable development objectives“R

es
ul

ts
Ta

sk
s 

› Assess financing needs 
› Consider effectiveness, consistency and synergies of existing instruments 
› Consider effectiveness, consistency and synergies of existing frameworks 
› Evaluate additional initiatives 

Overall setting of the expert committee (2/2) 

› Modalities of work:

› 5 sessions between August 2013 and August 2014 

› 3 work clusters: 

› Self perception and conception: 

› Experts vs. politicians 

› Provide technical advice

› Provide strategic guidance and action-oriented policy recommendations 

4

Assessing financing needs, mapping of current flows and emerging trends, and the 
impact of domestic and international environments (UK, St. Lucia) 

1.

Mobilization of resources, and their effective use (Deutschland, China, Brasilien, 
Australien, Uganda) 

2.

Institutional arrangements, policy coherence, synergies and governance issues 
(Estland, Pakistan, DR Kongo) 

3.
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Analysis of the global context and financing needs 
(1/2) 
The money is there but needs to be allocated to SD needs
› The world has changed 

› Part of the MDG‘s business remains unfinished

› New challenges are threatening sustainable development, incl. inequality, environmental 
degradation, climate change or natural disasters 

› Countries differ in their level of development and have specific challenges 

› Financing needs for sustainable development are huge 

› SD needs are cross-cutting in nature and cannot be simply added up 

› Financing needs also depend on the effective use of resources 

› Needs differ between regions and individual countries 

› Global savings and assets are sufficient to meet the needs 

› The way resources are allocated needs to be changed to meet the challenges of SD 

5

Analysis of the global context and financing needs 
(2/2) 
All financing flows matter

6

› Domestic public and private funds play an essential role in developing countries 

› The relevance of different financing flows depends hugely on the type of country 

› The role of ODA remains critical particularly in LDCs 
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Approach to respond to the changing global context 
There is no simple policy solution

› We are not starting from zero but need to continue from where we are with the objective to 
channel and incentivize more financing into desired investments in SD. 

› The report suggests a toolkit of policy options, regulations, institutions, programs and 
instruments that need to be used within a cohesive financing strategy for SD.  

› Countries differ considerably in their level of development, their capacities to mobilize 
resources and in their specific development needs and should chose specific policy 
measures based on domestic political considerations and country-specific circumstances. 

› Specific recommendations are based on an overarching strategic approach for financing 
sustainable development and extend to all types of financing as well as the global enabling 
environment

7

1. A framework for financing SD needs to be holistic 
(1/2) 
Make use of all financing flows in an integrated way 

8

› Meeting financing needs for sustainable development requires optimizing the contribution
and synergetic use of all flows including international and domestic, public and private 
sources

› National sustainable development strategies should be complemented by national financing 
strategies that are key to facilitate the coordination of diverse sources of financing. 

› Financing SD requires a strengthened global partnership with the active participation of 
developing and developed countries, and involvement of all relevant actors.  

› Private resources are an essential element to finance sustainable development. Policies and 
an enabling environment are essential to incentivize greater long-term investment in SD. 

› Blended finance should be used in a strategic way to leverage official funds with private 
capital to pursue social, environmental and economic goals in areas of public concern. 
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1. A framework for financing SD needs to be holistic 
(2/2) 
Mainstream SD in all its dimensions and exploit existing synergies 

9

› A coherent financing strategy must cover all types of SD needs, integrating their economic, 
social and environmental dimensions and seeking to exploit existing synergies. 

› Strengthen the integration and harmonization of existing international mechanisms,
frameworks and instruments and reinforce the coherence of financing frameworks under the 
UN, including the Post-Monterrey and Post-Rio+20 means of implementation.  

› Avoid a singular attribution of individual financing sources to specific financing needs. 

› Sustainable development needs are diverse and differ in their incentive structures: 

› Basic needs (e.g. poverty, health, education, access to energy, equality etc.) 

› National sustainable development investment needs 

› Global public goods (environmental and non-environmental) 

2. Good policies are key 
Financing sustainable development goes beyond financial means 

10 

› All financing is done within the context of national and international policy environments 
that set rules, regulations, and incentives for all actors. 

› Effective institutions and policies and good governance are central for the efficient use of 
resources and for unlocking additional resources for sustainable development. 

› A multi-stakeholder, people-centered and inclusive approach will enable governments 
and policymakers to better appreciate the diverse needs and concerns of people in the 
formulation and implementation of SD policies at all levels. 
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3. Build on national ownership along with intl. support 
Domestic financing is key to implement sustainable development 

11 

› The coordination of financing from different sources and the interplay of action on the 
national and international level is key to an effective and efficient implementation of SD. 

4. Make international support more effective and 
efficient
Allocate funding according to country needs and capacities 

12 

› Make use of all international public financing sources, including ODA, climate finance, 
South-South Cooperation and non-concessional finance. 

› Focus finance where the needs are greatest and the capacity to raise resources is weakest: 
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5. Improve global governance and the intl. 
environment 
Provide the policy space required for national SD implementation 

13 

› An enabling international environment and policy architecture is necessary to provide the 
policy space necessary to implement effective national sustainable development strategies. 

› Action related to global governance should include: 

› Strengthening systemic coherence and global economic governance 

› Adopting fair trade and investment rules conducive to SD 

› Strengthening global financial stability, sovereign debt crisis prevention and resolution 

› Strengthening regional and international cooperation, including on taxes 

› Strengthening the global partnership to facilitate effective SD cooperation 

› Fostering harmonized monitoring and accounting systems and a data revolution 

6. Engage in a data revolution 
Foster harmonized monitoring and accounting systems 

14 

› Strong, relevant and comparable data is the basis for improved global governance and 
sustainable development follow-up. Data availability and quality should be enhanced for 
include public and private resources both on the national and international level..

› Current reporting standards and monitoring mechanisms are overlapping, contradicting and 
incomplete. They should be better harmonized, while reducing their fragmentation and
increasing integration.

› While increasing the harmonization of reporting standards, commitments for development  
and climate finance need to be reported separately and transparently. 

› National capabilities for monitoring and accounting should be enhanced, including through 
the support of capacity building initiatives. 
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Summary and Outlook (1/2) 

UN Rio+20
Preparation Process

ODA Reform MDGs / SDGs Climate Finance 

2010

2013

2012

2011 

2014

2015

UNFCCC
Climate

Negotiat.Green
Climate

Fund
(GCF)

OECD DAC ODA-
Reform Process 

High-Level Panel on the Post-2015 Development 
Agenda

Intergovernmental Committee 
of Experts on Sustainable 
Development Financing 

governmental Committee
xperts on Sustainablexpertsxperts

ent Financingelopmee ncingancing OWG SDGs 

IPCC
AR5

2016

COP-15 Kopenhagen 

Rio+20

Coherent System of Sustainable Development Goals and Financing 

UN High-Level Conferences on Sustainable Development and Climate 

Summary and Outlook (2/2)

16 

› Work on financing sustainable development needs to continue in the context of the 
Post-2015 Development Agenda as well as in the run-up to the third international Conference 
on Financing for Development. 

› The ICESDF report is a starting point for further debate. It provides key strategic guidance 
on the principles that should govern a future holistic financing framework for sustainable 
development and describes the basket of policy measures available. 

› The UN debate on financing for sustainable development sustainable development should
also inform related processes, including the ODA modernization process and ongoing 
discussion within the UNFCCC on climate finance 
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Bank aus Verantwortung 

Thank you for your attention! 
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3. Anmerkungen zum ICESDF-Bericht von Eva Hanfstängl

Meine folgenden Ausführungen beziehen auch Positio-
nen von größeren Netzwerken von Nichtregierungsorga-
nisationen (NROs) ein, u.a. Eurodad, CONCORDE, die eu-
ropäische Plattform nationaler NRO Netzwerke und ACT 
Alliance, ein weltweiter Zusammenschluss von 140 protes-
tantischen Kirchen und Werke.

Zum Prozess

Positiv ist zu bemerken: Der ICESDF Bericht bietet eine her-
vorragende Bestandsaufnahme der derzeitig praktizierten 
und auch diskutierten Entwicklungsfinanzierungsinstru-
mente. In verständlicher Sprache werden die komplizierten 
Produkte erklärt, und ihre Pros und Cons erläutert. Viele 
wichtige Erkenntnisse und Einsichten sind aufgenommen, 
und es wird vor allem auch auf mögliche Gefahren bei 
neuen Finanzierungsinstrumenten hingewiesen.

Kritisch jedoch sehen wir, dass der Bericht des Experten-
komitees für nachhaltige Entwicklungsfinanzierung wenig 
konkrete Empfehlungen enthält, die die internationale Ge-
meinschaft als Teil einer Post-2015 Entwicklungsagenda 
der Vereinten Nationen wahrnehmen könnte.

Im Bericht aufgeführt sind Situationsbeschreibungen und 
Politikempfehlungen, die mögliche politische Initiativen 
und Leitlinien anregen könnten. Jedoch nur, wenn diese 
Vorschläge in einem politischen Prozess, wie dem FfD Pro-
zess hin zu Addis angenommen werden, bekommen sie 
größere Bedeutung und Relevanz.

Daher bieten die Verhandlungen im Vorfeld der internati-
onalen Konferenz zur Entwicklungsfinanzierung (FfD) in 
Addis Abeba Juli 2015 eine Chance, dass einige der wich-
tigen Fragestellungen und Vorschläge des Berichts aufge-
nommen, weiter diskutiert und schließlich angenommen 
werden. Leider ist die Vorbereitungszeit zu kurz, um in-
ternationale Übereinkommen zu kontroversen Themen zu 
erzielen. Jedoch könnten weiterführende Prozesse in die 
Wege geleitet werden.

Zum Inhalt

Es fällt auf, dass die Empfehlungen zu den eigenen Finan-
zierungsquellen, also den domestic ressources, ausführ-
licher dargestellt sind als die der internationalen Ebene. 
Dieses Kapitel erscheint eher eine Belehrung für Entwick-
lungsländer als eine Grundlage für eine internationale 
Übereinkunft. Damit folgt das Expertengremium der Tradi-
tion des Monterrey Consensus, der die einheimische Ebene 

ins Blickfeld rückte. Dies ist damals von vielen Entwick-
lungsländern kritisiert worden, da sie den Sinn einer inter-
nationalen Konferenz in erster Linie, darin sehen, gemein-
same internationale Absprachen zu treffen.

Zu Kapitel 6: Vorschläge für eine integrierte 
Finanzierungsstrategie

A: Nationale öffentliche Finanzierungsquellen

Es ist richtig, dass die Bedeutung einer angemessenen Be-
steuerung auf nationaler Ebene hervorgehoben wird. Vor 
allem hat uns gefreut, den Hinweis auf progressive Be-
steuerung zu sehen sowie die Mehrwertsteuerbefreiung 
bei Gütern und Dienstleitungen, die der Grundbedürfnis-
sicherung dienen. Nutzungsgebühren sollten sozial aus-
gewogen erhoben werden, und Ausnahmeregelungen bei 
Grunddiensten enthalten. Wichtig sind auch die Vorschlä-
ge zur Korruptionsbekämpfung und die Aufforderung, dass 
alle Länder die UN Konvention gegen Korruption ratifizie-
ren sollen. 

Einer der wenigen Vorschläge, die die Industriestaaten und 
einige Schwellenländer betreffen, wendet sich gegen die 
Subventionen fossiler Energien, die verschwenderische 
Konsummuster und -verhalten „wasteful consumtion“ 
provozieren. Auch die Empfehlung zum Abbau von Agrar-
subventionen mit eventuell notwendigen Kompensationen 
wird von uns befürwortet. 

Sehr gut ist der Hinweis, dass Beschaffungssysteme sozi-
ale und Umweltstandards definieren und einhalten sollen 
und dass diese von der Öffentlichkeit beaufsichtigt werden 
sollten. Es wird auf die ILO Kernarbeitsnormen verwiesen 
und andere freiwillige Standards. Leider aber fehlt eine 
Empfehlung der UN Guiding Principles on Business and 
Human Rights, die immerhin vom UN Menschenrechtsrat 
beschlossen wurden. Die Frage wird im Bericht richtig ge-
stellt, inwieweit freiwillige Kriterien weiterführen oder ob 
nicht doch verpflichtende Maßnahmen getroffen werden 
müssen. Auch geeignete arbeitsmarktpolitische Maßnah-
men, die „gute Arbeit“ für eine breite Bevölkerungsschicht 
ermöglichen, sind grundlegend. Aber all diese wichtigen 
Empfehlungen werden leider nicht weiter konkretisiert.
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Steuerkooperation

Besonders gefreut haben wir uns über die Warnung vor 
ausuferndem Steuerwettbewerb bei der Suche nach Direk-
tinvestitionen. Wir beobachten und beklagen schon lange 
den „ race to the bottom“, der die Steuerbasis eines Lan-
des untergräbt. Interessant ist zudem der Vorschlag, einen 
Stabilisierungsfonds für Rohstoffe und damit deren Preise 
einzurichten. Sehr wichtig ist auch der Hinweis auf die Be-
kämpfung von Steuerflucht und Steuervermeidung.

Auf die Notwendigkeit internationaler Steuerkooperation 
wird folgerichtig hingewiesen. Das Anliegen vieler Länder 
unterstützen Nichtregierungsorganisationen seit langem. 
Doch kann das Thema nicht ausschließlich auf G20 oder 
OECD Ebene (Organisation für Wirtschaftliche Zusammen-
arbeit und Entwicklung) behandelt werden. Die Schaffung 
des sogenannten Global Forum, in dem 80 Länder und 
10 internationale Institutionen teilnehmen, war zwar ein 
Fortschritt aber auch hier ist noch nicht die ganze interna-
tionale Gemeinschaft vertreten. Gerade die ärmeren Ent-
wicklungsländer sind dort nicht angemessen repräsentiert 
und deren Anliegen werden nur unzureichend beachtet. 
Darüber hinaus gibt es den internationalen Steuer-Dialog 
der Weltbank und des Internationalen Währungsfonds, 
dem mittlerweile auch andere Institutionen angehören. 
Hieran nehmen die Vereinten Nationen zwar teil, sind aber 
nicht Mit-Initiatoren.

Daher plädieren einige der Entwicklungsländer und die 
großen NRO Netzwerke dafür, dass der UN Ausschuss für 
Steuerangelegenheiten (UN Commiteee of Experts on In-
ternational Cooperation in Tax Matters) aufgewertet wird. 
Das bedeutet: er muss ausreichend mit finanziellen Mit-
teln und Expertise ausgestattet werden. Vor allem aber 
muss er zu einem beschlussfähigen politischen Gremium 
unterhalb des Wirtschafts- und Sozialrats der Vereinten 
Nationen aufgewertet werden. 

Aber letztendlich müssten alle diese Initiativen zusam-
mengebündelt werden in der Schaffung einer internatio-
nalen Steuer-Organisation. Eine solche Organisation hätte 
die Aufgabe, regionale Ansätze zu unterstützen und zu ko-
ordinieren. Dieser Vorschlag ist nicht neu und wurde schon 
im sogenannten Zedillo-Bericht im Vorfeld der Monterrey 
Konferenz 2001 gemacht, aber leider nicht aufgegriffen. 
Vielleicht ist die Zeit nun reif, dass dieser Vorschlag auf 
dem Weg nach Addis Gestalt annimmt und umgesetzt 
werden kann.

Finanztransaktionssteuer

Leider wird die Finanztransaktionssteuer als „Sand im 
Getriebe“ ausufernder Finanzspekulationen und als mög-
liches Finanzierungsinstrument kaum Bedeutung beige-
messen. Dabei hat gerade der Sonderberichterstatter für 
Extreme Armut und Menschenrechte die Einführung einer 
Finanztransaktionssteuer empfohlen, um die Einnahmen 
zu erhöhen, die notwendig sind für die Verwirklichung so-
zialer Menschenrechte.

Social Protection Floor / Sicherung der Grundbe-
dürfnisse der ärmsten Bevölkerungsschichten

Gefreut hat uns die explizite Aufforderung an Staaten die 
globale Social Protection Floor Initiative zu stärken und 
die sozialen Grundbedürfnisse der ärmsten Bevölkerung 
zu garantieren. Aber es wird nicht gesagt, wie die ärmsten 
Länder, deren Steuerbasis nicht ausreicht, dies finanzieren 
sollen. Es heißt hier lediglich, sie sind auf die Unterstüt-
zung von außen angewiesen.

B. Nationale private Finanzierungsquellen

Wichtig ist bei zunehmenden privaten Finanzierungsquel-
len, dass den Ländern angeraten wird, ein regulatives Rah-
menwerk zu entwickeln, um langfristige Investitionen zu 
sichern. Denn kommerzielle Interessen stimmen nicht im-
mer mit den öffentlichen Entwicklungszielen eines Landes 
überein, sondern laufen dem zuweilen zuwider. Bezüglich 
Mikro-Finanzierungsangeboten erscheint es ratsam, so 
der Bericht, dass die Länder ein Regelwerk zum Schutz 
der Konsumenten entwickeln. Das unterstützen wir, ange-
sichts der letzten Finanzkrise, ausdrücklich. 

Es wird die Entwicklung stabiler Finanzmärkte, die lang-
fristige Investitionen ermöglichen, auf nationaler Ebene 
empfohlen. Gewarnt wird zutreffend vor den Gefahren 
wachsender Ungleichheit der Einkommensschichten und 
Instabilität des Finanzsystems. Um diesen Gefahren zu be-
gegnen, wird die Entwicklung eines angemessenen Rah-
mens empfohlen. Worin dieser aber bestehen soll und wie 
die Staaten dies auf nationaler Ebene alleine schaffen sol-
len, das wird nicht gesagt. 

Immerhin werden das Problem der Schattenbanken und 
das der zunehmenden Komplexität der Derivate angespro-
chen, doch wie man diese großen Probleme in den Griff 
bekommen kann, wissen wohl auch die Experten nicht. 
Vor allem wundert mich, dass diese Punkte auch nur sehr 
knapp beim Kapitel 7 zu „Globale Finanzstabilität“ zur 
Sprache kommen.
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Der wichtigste Satz zu diesem Problembereich lautet: 
„There are also calls for financial sector regulatory sys-
tems to be widened from focusing on financial stability 
to include sustainable criteria“. Also eine neue Finanzar-
chitektur sollte nicht nur auf eine Stabilität des bisheri-
gen Systems zielen, sondern auf zukünftige Tragfähigkeit. 
Stellt dieser Satz den bisherigen Fokus auf liberale Finanz-
märkte, zunehmende Spekulationen und endloses Wirt-
schaftswachstum infrage? Das wäre für uns eine bedeu-
tende neue Perspektive, die wir sehr begrüßen würden. 
Aber leider bei genauerem Hinsehen heißt es „There are 
also calls“, also es gab einige Stimmen, die darauf hinwie-
sen. Das war also keineswegs die Meinung des gesamten 
Expertenausschusses.

Erstaunlich konkret und gut wird der Bericht, wenn es um 
Prinzipien für verantwortliches Investment geht. Es wer-
den die Equator Principles genannt und ein Ansatz für 
die Regulierung nationaler Finanzmärkte empfohlen, der 
wirtschaftliche, umwelt-, soziale und governance Kriterien 
(EESG) einbezieht.

C. Internationale öffentliche Zusammenarbeit

Hier möchte ich nur auf den Appell hinweisen, die 0,7% 
ODA Entwicklungshilfe-Zusage einzuhalten. Leider sind 
wir in Deutschland mit 0,38% weit davon entfernt und die 
Regierung wird ihre Zusage bis 2015 nicht mehr erreichen.

Wir begrüßen jedoch ausdrücklich die Aufforderung der 
Experten an das „Development Cooperation Forum“ der 
Vereinten Nationen und an die „Global Parnership for Ef-
fective Development Cooperation“ der OECD stärker zur 
Wirksamkeit der Entwicklungszusammenarbeit zusam-
menzuarbeiten und eine mögliche Parallelstruktur zu ver-
meiden.

D. Internationale private Finanzierungsquellen

Der Bericht erkennt an, dass die Volatilität kurzfristiger Fi-
nanzspekulationen die Stabilität der Finanzmärkte gefähr-
den können und dass entsprechende Maßnahmen, d.h. 
„toolkids“ und Kapitalverkehrskontrollen notwendig sein 
können. Es wird eine regionale und internationale Koope-
ration empfohlen. Aber leider gibt es dazu keine weiteren 
konkreten Empfehlungen zu diesem so wichtigen Prob-
lembereich.

Zu Kapitel 7: Globale Strukturpolitik: Rahmen 
für eine tragfähige Entwicklungsfinanzierung

Besonders enttäuschend und nur recht allgemein formu-
liert ist das Kapitel zu Globaler Strukturpolitik. Immerhin 
kommt es als Thema überhaupt vor. Es heißt hier ledig-
lich, dass die Ursachen internationaler Finanzvolatilität 
bekämpft werden müssen und die Instabilität des globa-
len Finanzsystems reduziert werden soll. Die Reform der 
Entwicklungsbanken wird befürwortet, genauso wie die 
Regulierung der Banken und des Schattenbankensektors. 
Aber es werden keine konkreten Ansätze genannt, wie das 
genau geschehen soll. 

Die empfohlene Einrichtung eines globalen Finanzsicher-
heitssystems sowie bessere regionale Zusammenarbeit in 
Zeiten einer Finanzkrise (global safety net) ist eine hervor-
ragende Idee. Sie soll dazu dienen die nationalen enormen 
Reserven zu reduzieren, Gelder die der Entwicklungsfinan-
zierung zugutekommen könnten. Aber wie das geschehen 
soll, wird leider wiederum nicht ausgeführt. Präziser hat 
eine frühere UN Kommission unter der Führung von Prof. 
Joseph Stiglitz (Commission of Experts on the Reform of 
the International Monetary and Financial System) dieses 
Thema behandelt und weiterführende Empfehlungen aus-
gesprochen. Leider blieben diese Empfehlungen bis heute 
kaum beachtet.

Es ist zu hoffen, dass die Verhandlungsrunden vor der Kon-
ferenz in Addis die vielfältigen Vorschläge und Anregun-
gen des Berichts aufgreifen, um an ihnen weiter zu arbei-
ten, um schließlich zu Verabredungen und gemeinsamer 
Weiterarbeit an den wichtigen noch ungelösten Fragen zu 
kommen.
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